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					Über dieses Buch
				

			
			 
			
					Eva Kienholz fasst in ihrer «Kurzen Geschichte der AfD» prägnant und anschaulich die zunehmende Radikalisierung der Alternative für Deutschland zusammen.

					 

					Die AfD hat die politische Landschaft in Deutschland seit ihrer Gründung 2013 tiefgreifend verändert. Entstanden als wirtschaftsliberale Partei mit dem Hauptziel, den Euro in Deutschland wieder abzuschaffen, hat sie sich seitdem in mehreren Wellen radikalisiert. Von Bernd Lucke über Frauke Petry, Jörg Meuthen und Tino Chrupalla sind ihre Aussagen immer extremer geworden. Björn Höcke agitiert heute für die «Remigration» von Menschen mit Migrationshintergrund und gilt als gesichert rechtsextrem: Er hat das Ringen um die Macht in der Partei gewonnen. Trotzdem, oder gerade deswegen, hat die AfD in der Gunst der Wählerinnen und Wähler beständig zulegen können und breite Bevölkerungsschichten erreicht. Bei der Europawahl 2024 wurde die AfD in Deutschland zweitstärkste Kraft, bei den Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen und Brandenburg im Herbst dürfte ähnlich Historisches gelingen.

					Eva Kienholz zeichnet die Entwicklung der Partei nach, die sich immer weiter nach rechts bewegt hat und nun offen nach der Macht im Land greift. Ein wichtiges Buch zum Verständnis der politischen Landschaft in Deutschland.
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					Vorwort

				Die Geschichte einer Partei aufzuschreiben, die vor nicht allzu langer Zeit ihren zehnten Geburtstag gefeiert hat, scheint auf den ersten Blick verfrüht. Schließlich verfassen selbst Stars und Staatschefs ihre Biografien zumeist im gehobenen Alter, Jahre nach den wichtigsten Ereignissen ihres Lebens, wenn sie genügend Distanz und Klarsicht gewonnen haben. Im Fall der Alternative für Deutschland aber gilt es, schon heute genau hinzuschauen. Die AFD hat sich rasant gewandelt. Und sie träumt davon, Deutschland ebenso stark umzukrempeln. In zahlreichen Regionen ist sie bereits die beliebteste politische Kraft. Wer zu lange wartet, um sich mit dieser Partei zu beschäftigen, könnte bald in einer anderen Realität aufwachen.
Kriege, Krisen und Konflikte haben die Welt geprägt, seit die AFD im Jahr 2013 in einem kleinen Ort in Hessen gegründet worden ist. Sie haben vor Deutschland nicht haltgemacht. Gerade Verschwörungsideologen und rechte Populisten haben diese Situation genutzt, um die politische Ordnung zu destabilisieren, manche in der Hoffnung, eines Tages das System zu stürzen. Viele Menschen, die immer daran geglaubt haben, in einem Land zu leben, das Sicherheit und Wohlstand garantiert, sind in diesem Glauben erschüttert worden. Sie suchen die Antworten auf ihre Fragen zunehmend auch bei alternativen Medien. Oder sie hoffen darauf, selbst auf die kompliziertesten Probleme einfache Lösungen aufgetischt zu bekommen.
Die politische Auseinandersetzung wird in Deutschland mit einer Schärfe geführt, die jahrelang undenkbar schien. Konkurrenten betrachten sich als Feinde, Angriffe auf Politiker häufen sich. Der Konsens, Debatten mit Argumenten und nicht nur mit schrillen Parolen zu führen, scheint vielerorts aufgekündigt. Auch die Diskussionen darüber, welchen Anteil die AFD an dieser neuen Härte der Auseinandersetzung trägt, werden erbittert geführt. Fest steht, dass die selbst ernannte Alternative die erste extrem rechte Partei seit dem Zweiten Weltkrieg ist, die es in Deutschland nachhaltig in die Parlamente geschafft hat. Der durch die Erfahrungen des Nationalsozialismus eingeschlagene deutsche Sonderweg, keine starke Partei rechts der bürgerlichen Union zuzulassen, hat sich als Illusion erwiesen.
Seit den ersten Erfolgen der AFD suchen die etablierten Parteien nach dem richtigen Umgang mit den Neuen. Wie sollen sie umgehen mit einer Partei, die zwar demokratisch gewählt wurde, aber immer weniger demokratische Werte vertritt? Soll sie in der Debatte inhaltlich gestellt oder doch lieber ausgegrenzt werden? Zahlreiche Auftritte in Talkshows und die eigene Präsenz der AFD-Politiker in den sozialen Medien sorgen ohnehin dafür, dass ihre Positionen stets eine breite Öffentlichkeit erfahren. Aber auch die Brandmauer nach rechts in den Parlamenten, errichtet von den etablierten Parteien, bröckelt immer weiter, gerade auf lokaler und regionaler Ebene.
Im Januar 2024 deckte die Rechercheplattform Correctiv auf, dass Unternehmer, Rechtsextremisten, vermeintlich Bürgerliche aus der Werteunion und AFD-Politiker in Potsdam über Pläne zur «Remigration» diskutiert hatten, also zur Vertreibung großer Bevölkerungsgruppen aus Deutschland. Gehen sollen nach diesen Plänen auch Menschen mit Einwanderungsgeschichte und deutschem Pass, die von völkischen Kräften als nicht «assimiliert» genug betrachtet werden, je nach Auffassung sind das Millionen von Menschen. Die anschließende Protestwelle gegen rechts erfasste das ganze Land, plötzlich erschien die Gefahr vielen sehr real. Auch die Debatte um ein Verbot der AFD flammte neu auf, allerdings bleiben die Hürden für einen solchen Schritt in Deutschland sehr hoch.
Innerhalb der AFD selbst tobt seit ihrer Gründung ein Richtungsstreit, der wellenartig zu- oder abnimmt, aber nie ganz zu verebben scheint. Einige in der Partei wollen sie immer weiter nach rechts treiben oder gar zu einer Bewegungspartei umformen, sie also mit rechten Protestbewegungen wie Pegida oder völkischen Organisationen wie der Identitären Bewegung Seite an Seite in eine neue Zukunft marschieren lassen. Andere träumen von einer patriotisch gesinnten, aber gemäßigten Kraft, die sich nur knapp rechts der Union positioniert und auch im bürgerlichen Lager auf Stimmenfang geht. Gleichzeitig sickern extrem rechte Positionen zunehmend auch in die Mitte der Gesellschaft ein. Schon heute hat es die AFD geschafft, die Grenzen des Sagbaren immer weiter nach rechts zu verschieben. Gerade in den sozialen Medien haben Hass und Hetze rasant zugenommen, wurden Hemmschwellen abgebaut und Gewaltfantasien befeuert.
Der Aufstieg der AFD fällt in ein Jahrzehnt ausgeprägter rechter Gewalt. Immer wieder wurden Flüchtlingsunterkünfte attackiert. Etwa in Halle und Hanau starben Dutzende Menschen bei rechtsterroristischen Anschlägen. Der Kasseler Regierungspräsident Walter Lübcke wurde ermordet, weil er sich für Geflüchtete eingesetzt hatte – getötet von einem Mann, der bei AFD-Demos mitgelaufen ist und Geld an die Partei gespendet hat mit dem Verwendungszweck: «Gott segne euch».
Wer sich mit der AFD auseinandersetzt, wird Momente erkennen, an denen die Entwicklung der Partei eine andere Richtung hätte nehmen können. Auch wenn die Geschichte der AFD bislang eine kurze ist, hat sie schon viele Spuren hinterlassen. Manche von ihnen haben sich so tief in die Gegenwart eingeprägt, dass es den Blick zurück braucht, um daraus Schlüsse für die Zukunft zu ziehen.
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					1 Der gescheite Professor Lucke oder: Eine Partei entsteht als eurokritische Alternative

				
					
						Unter den ausgebreiteten Armen des Erlösers

					
					An einem grauen Wintertag trafen sich 18 Männer in Oberursel im Taunus. Ein Konferenzraum in einem Hotel erschien ihnen zu teuer, also versammelten sie sich in einem kleinen, karg möblierten Gemeindesaal der evangelischen Christuskirche. Diesen Raum hatte einer der Versammelten organisiert – seine Frau war in der Gemeinde aktiv. Und so wurde am 6. Februar 2013 unter den ausgebreiteten Armen einer hölzernen Jesusstatue eine neue Partei gegründet, auf deren Namen sich die Männer nach langer Debatte einigten: Alternative für Deutschland. Doch die Geschichte hinter der Gründung der AFD begann schon früher.

					Am 25. März 2010 sprach Angela Merkel als Kanzlerin im Bundestag. Deutschland und Europa wurden gerade von der schwersten Finanzkrise der Nachkriegszeit erschüttert, Merkel schloss direkte Finanzhilfen an das besonders hart getroffene Griechenland vor den Parlamentariern trotzdem aus. Wenige Stunden später stimmte sie auf einem EU-Gipfel dann aber doch für das erste Rettungspaket für Griechenland. Ihre Entscheidung bezeichnete Merkel als «alternativlos». Die Wortwahl der Kanzlerin wurde heftig kritisiert, die Gesellschaft für deutsche Sprache kürte «alternativlos» sogar zum Unwort des Jahres, weil es die Politikverdrossenheit in der Bevölkerung verstärken würde. Dieses politische Diktum der Kanzlerin sollte die Gründung einer Partei forcieren, die sich als Gegenentwurf zu den etablierten Parteien begriff. Merkels «alternativlos» sollte die Gründungsväter auch bei der Namensgebung inspirieren.

					Im gleichen Jahr, 2010, erschien der umstrittenste Bestseller der Merkel-Ära: «Deutschland schafft sich ab» von Thilo Sarrazin. Darin warnte der frühere Berliner Finanzsenator vor der steigenden Zuwanderung, insbesondere aus muslimisch geprägten Ländern. Muslimische Migranten würden Deutschland durch ihre mangelnde Bildung bei gleichzeitig hohen Geburtenraten in eine Abwärtsspirale stürzen, argumentierte Sarrazin. Trotz massiver Kritik anderer Autoren, Wissenschaftler und Politiker, und obwohl viele seiner Aussagen als tendenziös oder verzerrend entlarvt wurden, löste Sarrazin eine schrille gesellschaftliche Debatte über die Integrationspolitik aus – und das zu einem Zeitpunkt, als Deutschland mit seiner Neuerfindung als Einwanderungsgesellschaft fremdelte. Kritik an «Multikulti» und «Massenzuwanderung» wurde denn auch bald – neben der Kritik an der Eurorettungspolitik – zu einem wichtigen argumentativen Standbein der AFD.

					 

					Zum ersten Gesicht der Partei wurde Bernd Lucke, ein Professor für Makroökonomie an der Universität Hamburg, der nicht nur in der Wissenschaft, sondern auch darüber hinaus das große Ganze betrachten wollte. Obwohl bereits spätere Protagonisten wie Alexander Gauland und Frauke Petry in der Anfangsformation standen, avancierte der umtriebige Lucke schnell zum ersten Spielmacher der AFD. Wie sehr ihm die Parteigänger an den Lippen hingen, zeigte sich beim ersten Bundesparteitag.

					Schon zwei Monate nach dem Treffen in Oberursel ging es für die Gründungsmitglieder, davon 14 aus dem Westen und vier aus dem Osten, nach Berlin. Der Parteitag stieg im Hotel Intercontinental, direkt im Botschaftsviertel. In seiner Rede sprach Lucke von einer neuen Kraft, die sich anschicken würde, «die Zwangsjacke der erstarrten und verbrauchten Altparteien zu sprengen». Vor 1500 Anhängern echauffierte er sich über eine Regierung, die behaupten würde, dass es zu ihrer Politik keine Alternative gäbe. «Wir wollen der Regierung sagen, meine Damen und Herren, jetzt ist sie da, die Alternative. Die Alternative für Deutschland.» Bereits in ihren ersten Zügen gehörte die Verachtung der politischen Konkurrenz zum programmatischen Kern der AFD – und sie kam gut an: Luckes Rede löste einen stürmischen Applaus aus, Aufbruch lag in der Luft.

					Um einer Vereinnahmung durch das rechte politische Lager zu entgehen, versuchte Lucke, die AFD beim Gründungsparteitag als eine «Partei neuen Typs» aus der Mitte der Gesellschaft vorzustellen, die weder links noch rechts sei und keinen ideologischen Wegweiser brauche. Wie schwer sich die Abgrenzung nach rechts gestalten sollte, zeigte sich aber schon bei diesem ersten Parteitag – und das nicht nur, weil im Publikum ein älterer Patriot mit braunem Kurzarmhemd energisch eine Deutschlandfahne schwenkte. Ausgerechnet die NPD hielt zur gleichen Zeit in derselben Straße und mit sehr ähnlichen Parolen eine Kundgebung ab – weil sie offenbar schon damals in der AFD eine Konkurrenz sah. Ihr Motto: «Raus aus dem Euro! Es gibt nur eine Alternative – die NPD!»

					 

					Eigentlich war die CDU Luckes politische Heimat gewesen, auch wenn er dort nie hohe Posten bekleidet hatte. Schon mit 14 Jahren war Lucke in die Junge Union eingetreten. 2011 trat er nach 33 Jahren aus Protest gegen die Eurorettungspolitik aus. Nicht er habe die Partei verlassen, sondern die Partei ihn, sagte Lucke einmal der FAZ. Schon in seinen letzten Jahren in der Union hatte sich Lucke so weit von der Politik der Regierungspartei entfernt, dass er außerhalb der Partei gleich gesinnte Euroskeptiker in einem «Plenum der Ökonomen» um sich scharte. Mehr als 300 Professoren kritisierten dort mit Lucke die politische Bewältigung der Eurokrise. Als der Bundestag dann auch dem Europäischen Rettungsschirm zustimmte, formierte sich Mitte 2012 das Bündnis Bürgerwille, eine überparteiliche Sammlungsbewegung gegen die Europolitik, der neben späteren AFD-Funktionären wie Lucke oder Beatrix von Storch auch eine Reihe von Unions- und FDP-Politikern angehörten. Lucke, inzwischen aus der CDU ausgetreten, gelang es wieder nicht, Einfluss auf die große Politik zu nehmen, um eine weitere finanzpolitische Verflechtung europäischer Staaten zu verhindern. Also rief er die Wahlalternative 2013 ins Leben. Eigentlich wollte die Gruppierung mit den Freien Wählern kooperieren, doch bereits nach der ersten gemeinsamen Landtagswahl Anfang 2013 in Niedersachsen war das Projekt gescheitert.

					Erst nach diesen vielen misslungenen Versuchen, an etablierte politische Strukturen anzudocken, gründete Lucke die AFD mit – und wurde prompt neben der Chemikerin Frauke Petry und dem Publizisten Konrad Adam zu einem von drei gleichberechtigten Parteivorsitzenden gewählt, die bei der AFD Bundessprecher heißen. Deutschland betrachtete er damals offenbar als renitentes Kind. Er sei nicht aus Wut Politiker geworden, erklärte Lucke, sondern aus Enttäuschung.

					
						
							Seine Waffe war die Querflöte

						
						Bernd Lucke wurde 1962 in Westberlin geboren und wuchs in Nordrhein-Westfalen auf. In seiner Freizeit sammelte er Fossilien und Farne. Seinen Wehrdienst leistete Lucke als Querflötist beim Stabsmusikkorps der Bundeswehr in Siegburg ab. Luckes anschließende akademische Laufbahn war die eines Musterschülers: Als Stipendiat der Studienstiftung des deutschen Volkes studierte er Volkswirtschaft, Philosophie und Neuere Geschichte in Bonn, erhielt ein Stipendium in Berkeley und schloss sein Studium als Diplom-Volkswirt ab. Danach war er wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Universität Bonn, parallel dazu begann er ein Fernstudium in Mathematik, bekam noch ein Stipendium, promovierte 1991 im Fachbereich Wirtschaftswissenschaft mit summa cum laude an der FU Berlin und wurde später Professor für Makroökonomie an der Universität Hamburg. Luckes Universitätskarriere und seine Unterstützer aus der wissenschaftlichen Welt sorgten dafür, dass die AFD medial zunächst als Professorenpartei wahrgenommen wurde.

						In der Anfangszeit gab Lucke freigiebig Interviews, in denen sich der ehrgeizige Professor als konservativer, etwas verschrobener Familienvater präsentierte. Er lud Journalisten in sein Klinkerhaus in Winsen an der Luhe, gelegen zwischen Hamburg und Lüneburg, gab sich als evangelisch-reformierter Christ bescheiden, fast asketisch, gekleidet in Strickpullover, die er von seinem Vater geerbt hatte. Mit seiner Ehefrau und seinen fünf Kindern spiele er gerne Tischtennis, ein Auto oder einen Fernseher bräuchten sie nicht. Statt in teuren Hotels schlafe er auf Dienstreisen lieber in Jugendherbergen, weil ihm ein Bett und eine saubere Dusche genügten. Statt Bier trinke er lieber Orangensaft.

						Als Menschenfänger, der die Massen mitzunehmen vermag, trat Lucke allerdings nur selten in Erscheinung. Wollte er witzig sein, schlug er gerne mal unter der Gürtellinie zu. Nachdem der SPD-Politiker Sebastian Edathy in Verdacht geraten war, sich kinderpornografisches Material besorgt zu haben, sagte Lucke beim ersten politischen Aschermittwoch der AFD im niederbayerischen Osterhofen: «Man hat das Gefühl, dass sich niemand im Bundestag für unsere Kinder interessiert – außer Herr Edathy.»

						Auch wenn ihm der Applaus seiner Anhänger nach solchen Ausfällen gewiss war, blieb Lucke für alle anderen der pedantische Professor, der die politische Konkurrenz in Finanzfragen gekonnt zu stellen wusste, aber nicht immer den richtigen Ton traf. In parteipolitischen Fragen kümmerte er sich gerne selbst um jedes Detail, verschickte Mails oft mitten in der Nacht. Lucke schien als allgegenwärtiger Parteichef seine Paraderolle gefunden zu haben.

						 

						Auf ihrem Gründungsparteitag hatte die AFD ein vier Seiten langes Wahlprogramm beschlossen. Die erste Stelle und den größten Platz nahm, ganz in Luckes Sinn, die Währungspolitik ein. Die AFD stehe für eine «geordnete Auflösung des Euro-Währungsgebiets», stand dort geschrieben, auch eine Wiedereinführung der D-Mark dürfe kein Tabu sein. In ihrem Wahlprogramm offenbarte sich aber auch schon jene politische Kampfzone, die der AFD bald wichtiger werden sollte als der Euro. Unter «Integrationspolitik» forderte sie eine Neuordnung des Einwanderungsrechts, Deutschland würde qualifizierte und integrationswillige Zuwanderung nach kanadischem Vorbild brauchen, es sollten also viel weniger, dafür aber jüngere und besser qualifizierte Einwanderer kommen. Eine «ungeordnete Zuwanderung in unsere Sozialsysteme» sollte unterbunden werden.

						Diese ungeordnete Zuwanderung fand derweil bei der AFD selbst statt. In gerade einmal zwei Monaten nach der Gründung schlossen sich 7000 Menschen der Partei an. Wie Bernd Lucke oder Alexander Gauland, ebenso Gründungsmitglied und stellvertretender Sprecher der AFD, waren besonders viele der neuen Mitstreiter ehemalige CDU-Anhänger. Doch auch anderen etablierten Parteien konnte die AFD laut Selbstauskunft Wähler abtrotzen. «Eurokritiker wildern bei allen Parteien» fasste es im Jahr darauf der Spiegel zusammen. Die rechtspopulistische Kleinpartei Die Freiheit, die vor allem mit islamfeindlichen Sprüchen auf sich aufmerksam machte, stellte sogar 2013 ihre Aktivitäten zugunsten der AFD ein.

						Dank guter Beziehungen zur mittelständischen Wirtschaft gelang der AFD unter Lucke ein schneller Organisationsaufbau. Die schon vor ihrem ersten Parteitag angelaufene Gründung der 16 Landesverbände war bereits im Mai abgeschlossen. Lucke und seine Verbündeten hatten es eilig: Im Herbst 2013 standen Bundestagswahlen an.

						Um noch mehr Menschen von seiner neuen Partei zu überzeugen, hetzte Lucke von einer Talkshow zur nächsten. Bei der Sendung Im Dialog auf Phoenix wurde er gefragt, welche Gefahren eine Partei meistern müsse, die so schnell wachse wie die AFD. Da wären doch bestimmt viele Spinner dabei, mutmaßte Moderator Alfred Schier – Lucke unterbrach ihn sofort: «Nein, nein, überhaupt nicht jede Menge. Nein, nein.» Er bezeichnete 99 Prozent der Mitglieder als «tadellose Bürger». Wer aber beispielsweise mal in der NPD gewesen sei, könne nicht zur AFD kommen, weil er durch seine parteipolitische Vergangenheit einen «eklatanten Mangel an politischem Urteilsvermögen» bewiesen hätte. Immer wieder betonte Lucke, dass radikale Meinungen jeglicher Couleur in seiner Partei nicht toleriert werden würden. Allerdings sah die Parteisatzung lediglich eine Einzelfallprüfung für ehemalige Mitglieder aus solchen Organisationen vor, die durch deutsche Sicherheitsorgane als extremistisch eingestuft wurden. In der «fantastischen Aufbruchstimmung», die Lucke in seiner Rede beim Gründungsparteitag betont hatte, blieb offenbar keine Zeit, um die neuen Mitglieder einmal genauer unter die Lupe zu nehmen.

						Etwa drei Monate nach ihrer Gründung zählte die Alternative für Deutschland bereits rund 11000 Mitglieder. Unter ihnen war auch ein gewisser Björn Höcke, der im April 2013 den AFD-Landesverband in Thüringen mitgegründet hatte. Zu dieser Zeit war der Geschichtslehrer für die breite Öffentlichkeit ein unbeschriebenes Blatt. Niemand ahnte damals, dass Höcke zwei Jahre später den «Flügel» anführen würde, jene innerparteiliche Strömung, die Lucke schon bald das Leben schwer machen sollte.

					
				
					
						Erfolgreich gescheitert

					
					Ein Mann mit aufgeknöpftem Hemd und Sonnenbrille im Haar steht auf einer Autobahnbrücke. Er sagt: «Haben Sie sich schon mal gefragt, warum unser ganzes Geld nach Griechenland geht und nicht in unsere kaputten Straßen und Brücken?» Mit dieser Szene startet der erste Wahlwerbespot der AFD für die Bundestagswahl im Herbst 2013. In dem Neunzigsekünder kommt ein Vater zu Wort, der sich um die Zukunft der Kinder sorgt, eine junge Frau, die den großen Einfluss der EU beklagt, ein älteres Ehepaar, das sich über zu wenig Rente ärgert, eine Geschäftsfrau, die ihr Steuergeld nicht in marode Banken stecken will, und eine Familie, der die ständig steigenden Stromrechnungen missfallen. Und dann wird noch ein junger Mann mit Migrationshintergrund, Arztkittel und Stethoskop eingeblendet. Er sagt: «Haben Sie sich schon mal gefragt, warum nicht alle Einwanderer hier bei uns in Deutschland etwas leisten müssen?» Eine Stimme aus dem Off fordert: «Wir wollen Einwanderung nach Qualifikation – keine Einwanderung in die Sozialsysteme.»

					Schon im Wahlkampf entfernte sich die AFD von ihrem anfänglichen Image einer Ein-Thema-Partei. Sie wollte zwar weiterhin für das wirtschaftsliberale Bürgertum sprechen, das mit der Europolitik der Bundesregierung unzufrieden war, gleichzeitig aber wurde sie zum Auffangbecken für jene, die mit den etablierten Parteien fremdelten. Die AFD entwickelte sich zu einer Anti-Parteien-Partei. Ihr Slogan «Mut zur Wahrheit», der schon in ihrem ersten Wahlwerbespot auftaucht, wurde schnell zum Leitmotiv: In Deutschland gebe es Dinge, die nicht gesagt werden dürften, nun aber von der mutigen neuen Alternative trotzdem ausgesprochen werden. Die Legende von den Sprechverboten wurde zum Bulldozer, mit dem die Partei die Grenzen des Sagbaren fortan niederwalzen sollte.

					
						
							Der Osten bäumt sich auf

						
						Während Bernd Lucke im Bundestagswahlkampf 2013 versuchte, das bürgerliche Gesicht der AFD zu wahren, grinste Co-Sprecherin Frauke Petry auf Plakaten gegen Migration. «Einwanderung braucht strikte Regeln», lautete ein Slogan. Vor allem Petrys Landesverband Sachsen zog Islamgegner aus den Reihen der Kleinpartei Die Freiheit an, die im Wahlkampf dem Team Petry unter die Arme griffen. Im Herbst verkündete Lucke daraufhin einen Aufnahmestopp früherer Freiheit-Mitglieder, Ausnahmen solle es nur in Einzelfällen geben. Luckes Alleingang verärgerte das nationalkonservative Lager. Am Ende soll laut Spiegel-Informationen ein langes Telefonat zwischen Lucke und Petry die Schlichtung gebracht haben – das Wort «Aufnahmestopp» tauchte in einer anschließenden Pressemitteilung nicht mehr auf. Fortan sollten Freiheit-Überläufer nur noch «im Regelfall» abgewiesen werden. Es war Luckes erste große Niederlage gegen Frauke Petry.

						Wer im Sommer 2013 durch Ostdeutschland fuhr, konnte Plakate sehen, die mit der Angst der Menschen vor dem sozialen Abstieg spielten: «Wir sind nicht das Weltsozialamt», stand etwa darauf. Fast wortgleich plakatierte auch die NPD: «Wir sind nicht das Sozialamt der Welt». Dazu kamen bei der AFD eurokritische Losungen wie «Brüssel den Belgiern» oder «Der Euro spaltet Europa». So war für jeden etwas dabei.

						Am Ende holte die AFD aus dem Stand 4,7 Prozent. Sie verpasste den Einzug in den Bundestag damit nur knapp. Für eine Partei, die sich erst ein halbes Jahr zuvor gegründet hatte, waren die 2056985 Zweitstimmen trotzdem ein Coup. Sie holte damit fast so viele Stimmen wie die FDP, die mit ihren 4,8 Prozent aus dem Bundestag flog. Und so sprach am Wahlabend ein sichtlich vom eigenen Erfolg bewegter Bernd Lucke von den «Entartungen von Demokratie und Parlamentarismus», die er in den vergangenen Jahren erlebt habe. Obwohl die Wortwahl vielfach kritisiert wurde, weil sie an ganz dunkle Kapitel deutscher Geschichte erinnerte, verteidigte Lucke sie danach öffentlich, etwa bei Anne Will. Sosehr er Gefallen daran fand, anderen ihre Fehler vorzuhalten, so wenig war der Parteichef bereit, eigene Verfehlungen einzugestehen. Die Vorherrschaft in der jungen AFD war ihm zu diesem Zeitpunkt dennoch sicher.

					
				
					
						Es ruckt nach rechts

					
					Im Januar 2014 wurde Lucke auf dem Parteitag in Aschaffenburg zum Spitzenkandidaten für die anstehende Europawahl gekürt. In seiner Rede ging es ihm nicht mehr maßgeblich um das Verlassen der Eurozone, sondern um unkontrollierte Zuwanderung in die deutschen Sozialsysteme. Der Kursschwenk drückte sich auch in einem neuen Slogan für den Europawahlkampf aus: «Mut zu Deutschland». Nach innerparteilichen Auseinandersetzungen zwischen Wirtschaftsliberalen und Nationalkonservativen versuchte die Führung der AFD, die Reihen so zu schließen. «Wir können nur gewinnen, wenn wir zusammenhalten», mahnte Lucke. In diesem Europawahlkampf begann damit das Ringen um Einigkeit in der Partei, das sie über viele Jahre begleiten und zwischenzeitlich in ihrem Aufstieg bremsen sollte. Es bildeten sich zwei Lager, die sich immer unversöhnlicher gegenüberstanden: die Eurogegner um Bernd Lucke und die Nationalkonservativen um Frauke Petry.

					Lucke versuchte, die entstehenden Strömungen in der Partei in eine Bahn zu lenken, doch war er zunehmend machtlos gegen die Überzahl der Parteigänger, denen der Euro nicht als Feindbild Nummer eins taugte. Alleine bei Facebook hatte die AFD im August 2013 bereits 43000 Fans. Manchen von ihnen, wie einem User mit dem Namen «Inquisitionskommando Heinrich», waren sogar Rechtsextreme nicht rechts genug: «Mir gehen diese gesamten linken Parteien in der BRD (von NPD bis SED) gehörig auf die Nerven, hoffentlich setzt sich mit der AFD ein starker Panzer gegen diese Zustände durch […].» Wer selbst die NPD als linke Partei betrachtet, wird vermutlich sehr spezielle Vorstellungen von der Zukunft Deutschlands haben.

					Lucke suchte in dieser Situation jemanden, der die Reihen zu schließen vermochte. Er brauchte für diesen Job den besten Mann, den es gab, und natürlich hieß dieser Mann Bernd Lucke. Im März 2014 brachte er zum Parteitag in Erfurt einen Satzungsentwurf zur Abstimmung mit, der ihm und dem Vorstand mehr Macht einräumen sollte. Lucke wollte eine «Volkspartei des gesunden Menschenverstandes» führen, schimpfte aber auch gegen die «Mainstream-Medien»; er versuchte den Spagat zwischen Wirtschaftsprofessor und Populist. Trotzdem schmetterte die Basis seine Idee ab. Am Ende des Parteitags deutete der zierliche Lucke auf die riesigen, hinter ihm eingeblendeten Worte: «Mut zu Deutschland».

					Im Mai 2014 holte die AFD bei der Europawahl 7,1 Prozent der Stimmen. Deutschland schickte erstmals sieben EU-Skeptiker nach Straßburg, darunter den renommierten Wirtschaftsprofessor Joachim Starbatty, den ehemaligen BDI-Präsidenten Hans-Olaf Henkel und die erzkonservative Rechtsanwältin Beatrix von Storch. Und natürlich Bernd Lucke selbst. Am Wahlabend im Maritim Hotel in Berlin, wo man sich zur Wahlparty versammelt hatte, war Lucke dann auch ganz aus dem Häuschen. In seiner Rede bezeichnete er die AFD als neue Volkspartei, die bei dieser Wahl aufgeblüht sei. Er platzte fast vor Stolz, als er hinzufügte: «Das Wertvollste, was wir haben, meine Damen und Herren, das, warum wir das alles tun, sind unsere Kinder.» Deshalb ständen seine Kinder jetzt auch hier mit ihm auf der Bühne.

					Lucke hatte seine Familie bereits zuvor in den Wahlkampf zur Europawahl involviert. Da vielerorts gerade in der Nacht AFD-Plakate zerstört wurden, zog die Familie Lucke jeden Abend mit ihren Fahrrädern los, hängte die noch unbeschädigten kleineren Plakate, die sie mit den Rädern transportieren konnte, ab, verstaute sie sicher in ihrer Garage und hängte sie am Morgen wieder auf. So erzählte es Lucke wenige Wochen vor der Europawahl dem Spiegel bei einem Hausbesuch. Die Reportage endete wenig erbaulich für Lucke: «Er hat etwas ins Leben gerufen, das dabei ist, auf ungute Weise zu entgleiten. Und manchmal sieht es so aus, als entgleite er mit, auch dann, wenn er einfach nur zu Hause ist.»
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